Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1953 

03. 04. 74 

Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Helmuth Manne, Frankfurt, gegen die Gültigkeit der Wahi zum 
7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 22/72 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

1. Verfälschung des Stimmergebnisses durch die teilweise 
rechtswidrige Schaffung der Voraussetzungen zur Ausübung 
des Wahlrechts von Westberliner Bürgern durch Schein- 
wohnsitze im Wahlgebiet. 

2. Verletzung des Wahlgeheimnisses. 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit. 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des Bun- 
destages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungs Verfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestinamungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE Bd. 4, 370 
[372 f.]). 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt. 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 27. März 1974 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtunigsangelegenhedt — Az. 22/72 — des Helmiuth Manne, Frankfurt, 
gegen d/ie Gültiigfceit der Wahl zum 7. Deutschen Burudsestag vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahl/einspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 18. Dezember 1972 — einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 19. De- 
zerrtber 1972 — hat ider Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deuts chen Bundeis tag eingelegt. 

Zur Begründuing trägt -er vor, nach Mitteilungen 
in Zeitungen und dm Rundfunk hätten Westber- 
Mner ln der Bundesrepublik Deutschland Schein- 
wohnsitze errichtet, um an den Bundestagswah- 
len t erlzunehmen. Die von diesem Personen- 
kreis abgegebenen Stimmen seien ungültig. 

Ferner Lrayl er vor, offeiisichtLich sei idas Wahl- 
geheimnis in Frankfurt nicht voll beachtet wor- 
den. Laut Zeitungsberichten hätten Wahlvor- 
stände die Wahlurnen mit nach Hause genom- 
men, sich verrechnet oder im Wirtshaus anhand 
mlitgebrachter Ergebnislisten aus dem Wahllokal 
erzählt. 

Zu einer Anfrage des Wahlprüfungsausischusses 
hat der Magistrat idier Stadt Frankfurt zu dem 
Vorbringen des Binspruchsführers mit Schreiben 
vom 12. Februar 1973 Stellung genommen. 

In dieser Stellungnahme heißt u. ^a.: Anläßlich 
einer vom Oberbürgermieister der Stadt angeord- 
neten Stichprobe niartigen Überprüfung soge- 
nannter Scheinwohnsüze seitens .des Einwohnex- 
mjeldeamtes seien keine Verstöße (gegen das 
Meldegeisetz festgeistellt worden; ein Vexgiledch 
der Zahl der Anmieilduingen von Berlinern mit 
dem entsprechenden Vormonat hätte keinen nen- 
nenswiexten Unterschied erbracht. 

Zum Vorwurf ider Verletzung des Wahlgeheim- 
nisses wird ausgeführt, dieser entbehre jeglicher 
Grundliage. Es sei In dieaer Hlnisidiit keine einzige 
Beschwerde vorgebracht worden, auch gebe es 
keine diesbezüglichen Pre&seäußexuingen. Gera- 
dezu grotesk sei ider Hinweis^ daß laut Preisse- 
berichten Wahlvoirstänide die Walhliurnen mit 
nach Haus genommen hätten. PreissemeMungen 
dieses Inhalts -gebe es nicht. Al/le Wiahlergebnisse 


seien am Abend des Wahlsonntags ordnungs- 
gemäß in den Wahllokalen ermittelt worden. 

Daß die Wahlvorstände bei der Ergebnisermitt- 
lung sich zunächst verrechnet hätten und da- 
durch Verzögerungen ln der Weite rgahie der 
örtlichen Ergebniisse an den Kreiswahllieltex ein- 
getreten seien, sei ebenso wenig ein Verstoß 
gegen das Wahl recht wie eine Plauderei oder 
Diskussion am Biertisch über den Verlauf und 
das Ergebnis der Wahl im jeweiligen Wahlbe- 
zirk. Insbesondere sei darin keine Verletzung 
de, 'S Wahlgeheimnisses zu erblicken. 

Der W/ahlkreisaus schuß habe in seiner Sitzung 
vom 25. November 1972 sowo’hl die WahlnLeder- 
schrlften geprüft und nach Vornahme einiger 
völlig unerheblicher Korrekturen idas Ergebnis 
gebiilllgt als auch die sonsti'ge ordnungsgemäße 
Durchführung der Wahl ausdrücklich bestätigt. 

In seiner Giegenäußerung zu dieser Stellung- 
nahme hat der Binspruchslülirer mit Schreiben 
vom 15. April 1973 u. a. ausgeführt: Der Frank- 
furter Ober bür germfeiiister bestätige miit seiner 
Stellungnahme, daß nur stichprobenartig geprüft 
worden sei. Bei dem heutigen Stand der Technik 
sei es unverständlich, wieso aus den monatlich 
16 000 Melde Vorgängen ln Frankfurt die West- 
berliner Anmeldungen nicht :in kürzester Zeit 
hätten erfaßt werden können. Aus dieser Tat- 
sache stei zu entnehmen, 'daß -der Verdiacht be- 
stehen bleibe, daß sich Westberliner unbefugte 
Wahlrechte verschafft hätten. 

Bezüglich der von Ihm gerügten Verletzung des 
Wahlgeheimnisses verweist er auf einen Artikel 
in der Frankfurteir AlLgem'einen Zeitung vom 
20. November 1972, S. 23. Dort heißt es in einem 
Artikel unter der Überschrift „Lewer, Zander 
und Matthöf er direkt gewählt" u. a. „Für das 
Fran'kfurter Wahlamt war es am Abend sehr 
schwer, die genaue Zahl der abgegebenen Stim- 
men zu ermitteilin. Eine Reihe von Wahl vor Ste- 
hern hatte die nach -der Stiimmenauszählung er- 
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ini'ttelten Ergeibnisse nicht an diie Zentrale im 
Rathaus weitengegeben, sondern schwarz auf 
weiß mit nach Hause genommen. Zudem hatte 
sich nach Auskunft 'des Wahlamtes zunächst eine 
große Zahl von Rechenfehlern eingestellt, die 
auf eine Verwechslung von Erst- und Zweit- 
stimmen zurückzufiihren waren und später korri- 
giert werden mußten. Ein Teil der Auszählungs- 
ergebnisse — so war am Abend zu erfahren — 
mußte idurch Boten des Wahlamtes aus einigen 
Gastwirtschaften geholt werden, weil die beauf- 
tragten Wahlhelfer die wichtigen Zahlen dorthin 
mitgenommen hatten. Ein Sprecher des Wahl- 
amtes führte die Pannen, die zu wesentliichen 
Verspätungen bei ider Ermittlung des Wahlergeb- 
niisses führten, auf die , Unzulänglichkeit und Un- 
fähigkeit' einiger Wahlvorsteher zurück." 


Der Binspruchsführer verweist ferner auf einen 
Artikel in der „Frankfurter Rundschau", Stadt- 
ausgabe vom 28. November 1972, in der lausführ- 
lich über die Mängel bei der Berechnung des 
Wahlergebnisses berichtet wird. 

Aufgrund der genannten Vorkommnisse halte 
er die Wahl lin Frankfurt mit den tatsächlich 
vorhandenen Fehlern insgesamt für bedenklich. 


2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
hanidluing Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat in der Wahlan- 
fechtungsangelegeuheit Az. 31/72 — ides Dr. Schmiie- 
mann, Köln, wegen möglicher Teilnahme an der 
Wahl von Westberliner Bürgern aufgrund soge- 
nannter Scheinwohnsiitze (eine öffentliche mündliche 
Verhandlung idurchgeführt. Sowohl die vom Wahl- 
prüfungsausschuß durchgeführte Vorprüfung als 
auch die Beweisaufnahme in ider öffentlichen’ münd- 
lichen Verhandlung, die sich auf das igesamte Bun- 
desgebiet erstreckt haben, haben ergeben, daß nicht 
auszuschließen ist, daß einige Westberliner Bürger 
aufgrund sogenannter Schein Wohnsitze an (der Bun- 
destagswahl vom 19. November 1972 teilgenommen 
haben. Einschließlich »der Stellungnahme des Magi- 
strats d[er Stadt Frankfurt ergibt sich aus den Nach- 
prüfungen des Ausschusses, daß die Zahl der West- 
berliner Bürger, die unbefugt an (der Bundestagswahl 


teilgenommen haben, nicht so groß ist, daß sie auf 
idas Wahlergebnis Einfluß (gehabt hat. Entsprechend 
der Rechtsprechung des Dundesverfassungsgerichts, 
(der isich der Deutsche Bundestag angeschlossen hat, 
(vgl. BVerfGE 4,370 [372]) kann der Einspruchsführer 
iseinen Einspruch somit nicht auf diese möglichen 
Wahlfehler stützen. 

Auch soweit der Einspruchsführer seinen Einspruch 
mit einer offensichtlichen Verletzung des Wahl- 
geiheiimnisses begründet, kann er keinen Erfolg 
haben. 

Ist, schon aus den von iihm zitierten Zeitungsaus- 
schnitten kene Stütze für seine Behauptung zu ^ent- 
neihmen, ergibt sich aus der Stellungnahme des 
Maigi)strats der Stadt Frankfurt, daß eine Verletzung 
dies Wahlgeheimnisses im Wahlgebiet Frankfurt 
.nicht Vorgelegen hat. 

Der Einspruch war daher gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuw eisen. 


Rechtsmittelbelehning 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage beige- 
fügt list, unter den 'dort genannten Voraussetzungen 
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erho- 


ben werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages. — 
— beim Bundesverfassungsgericht ein- 
gegangen sein. 
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